Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2672 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf 

eines Gesetzes über die Gewährung von Umstellungshilfen 
und Umschulungsheihilfen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
(Erstes Agrarstrukturgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Umstellungshilfen nach diesem Gesetz erhal- 
ten landwirtschaftliche Unternehmer sowie deren 
Witwen oder Witwer, wenn sie die gesamte land- 
wirtschaftliche Nutzfläche ihres Betriebes für die 
Aufstockung eines oder mehrerer entwicklungsfähi- 
ger landwirtschaftlicher Unternehmen in derselben 
oder in einer unmittelbar benachbarten Gemeinde 
veräußern oder auf die Dauer von mindestens zwölf 
Jahren verpachten. Das gleiche gilt, wenn die Nutz- 
fläche an einen ländlichen Siedlungsträger veräußert 
wird. 

(2) Die Grundstücke für die Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude und die Gartenflächen brauchen zur 
Erfüllung der Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
abgegeben zu werden. Das gilt auch für Landzula- 
gen, soweit sie für den Eigenbedarf des abgebenden 
Unternehmers erforderlich sind. 

(3) Erfolgt die Abgabe nach Absatz 1 durch Ver- 
pachtung, so werden Leistungen nach diesem Gesetz 
nur gewährt, wenn dem Pächter ein dinglich ge- 
sichertes Vorkaufsrecht auf die gepachteten Flächen 
eingeräumt wird. 

(4) Landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne 
dieses Gesetzes sind Unternehmer nach § 1 Abs. 3 
und 4 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte in der Fassung vom 14. September 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1448). 


(5) Anspruch auf eine Umstellungshilfe besteht 
nicht, wenn der aufzugebende Betrieb bei ordnungs- 
mäßiger Führung die wirtschaftliche Existenz einer 
bäuerlichen Familie nachhaltig gewährleistet. 


§ 2 

(1) Eine Umstellungshilfe nach diesem Gesetz er- 
hält der Unternehmer, der nach Vollendung des 
60. Lebensjahres die Nutzfläche gemäß § 1 abgibt. 
Im Falle des Todes geht der Anspruch auf den über- 
lebenden Ehegatten über. § 6 Abs. 4 bis 6 des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte gilt ent- 
sprechend. 

(2) Die Umstellungshilfe wird vor Vollendung 
des 60. Lebensjahres gewährt, wenn der landwirt- 
schaftliche Unternehmer im Zeitpunkt der Abgabe 
der Nutzfläche erwerbsunfähig im Sinne des § 1247 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung ist und die 
Voraussetzungen für den Bezug eines vorzeitigen 
Altersgeldes nach den Vorschriften des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte erfüllt sind. 


§ 3 

Die Umstellungshilfe wird in der Form einer Rente 
gewährt, deren Höhe das Doppelte des nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte zu zah- 
lenden Altersgeldes beträgt. Auf die Umstellungs- 
hilfe werden Leistungen nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte angerechnet. 
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§ 4 

(1) Das gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 an einen länd- 
lichen Siedlungsträger veräußerte Land darf nur zur 
Verbesserung der Agrar- oder der Infrastruktur 
weiterveräußert werden. 

(2) Wird vor einer Veräußerung durch einen länd 

liehen Siedlungsträger das Land als Bauland ausge- 
wiesen, so hat innerhalb von 15 Jahren nach Erwerb 
durch den Siedlungsträger ein Ausgleich im Sinne 
des § 17 des Grundstücksverkehrsgesetzes vom 

28. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1091) zu erfolgen. 

§ 5 

(1) Die Umstellungshilfe kann ganz oder teil- 
weise kapitalisiert werden, wenn der abgebende 
Unternehmer nachweislich eine außerlandwirtschaft- 
liche Existenz gründet oder die Berufsausbildung 
eines Angehörigen ersten Grades finanziert werden 
muß. 

(2) Die Höhe der Abfindung beträgt höchstens 
den kapitalisierten Wert der für die Dauer von bis 
zu sechs Jahren gemäß § 3 zu zahlenden Umstel- 
lungshilfe. 

§ 6 

(1) Landwirtschaftliche Unternehmer und mithel- 
fende Angehörige ersten Grades können Umschu- 
lungsbeihilfen beantragen, wenn sie das 50, Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben und ihren landwirt- 
schaftlichen Betrieb gemäß § 1 abgeben. 

(2) Die Beihilfe ist der Höhe wie der Zeit nach so 
bemessen, daß das Ausbildungsziel erreicht werden 
kann und die wirtschaftliche Existenz des ehemali- 
gen Unternehmers und seiner mithelfenden Fami- 
lienangehörigen ersten Grades für die Dauer der 
Umschulung gesichert ist. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Benehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit durch Rechtsver- 


ordnung die näheren Bestimmungen über Art und 
Umfang der nach Absatz 2 zu gewährenden Beihilfe 
festzulegen. 

§ 7 

(1) Die Bewilligung von Leistungen nach diesem 
Gesetz erfolgt auf Antrag, der bei der nach dem Ge- 
setz über eine Altershilfe für Landwirte zuständigen 
Alterskasse zu stellen ist. Der Antrag muß den Nach- 
weis der Leistungsvoraussetzungen enthalten; ihm 
sind insbesondere beizufügen 

a) eine gutachtliche Stellungnahme darüber, 
daß die Voraussetzungen des § 1 erfüllt 
sind, 

b) die Entwürfe der Pacht- bzw. Kaufverträge, 

c) im Falle der Verpachtung die Erklärung 
über die Bereitschaft zur Eintragung eines 
dinglich gesicherten Vorkaufsrechtes. 

(2) über die Gewährung von Leistungen nach 
diesem Gesetz entscheidet die zuständige oberste 
Landesbehörde oder die von ihr zu bestimmende 
Stelle. Vor der Entscheidung ist die nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte zuständige 
Alterskasse zu hören. Die Auszahlung der Mittel 
wird von den nach dem Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte zuständigen Alterskassen durchge- 
führt. 

§ 8 

Die Kosten zur Durchführung dieses Gesetzes 
trägt der Bund. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 12. März 1968 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 



